
Menschen für Tierrechte 

Wahl in Sachsen-Anhalt am 6. September 2026 

Auszüge aus den Wahlprogrammen der Parteien 

Gesucht wurden die Begriffe: Tierschutz, Tierhaltung, Tiertransporte, Tierversuche, 

Landwirtschaft, Nutztiere, Ernährung, Fleisch, Jagd, Wolf 

AFD:  

S. 178 

Deshalb setzen wir uns langfristig für eine Renationalisierung der Agrarpolitik ein. Wir 

wollen den Irrweg der GAP beenden und die Verantwortung für die Agrarpolitik wieder 

vollständig in deutsche Zuständigkeit überführen. 

Übergriffige EU-Vorgaben im Rahmen des Green-Deal lehnen wir ab. Das Gesetz zur 

Wiederherstellung der Natur ist bauernfeindlich und trifft Sachsen-Anhalt mit seiner starken 

Landwirtschaft besonders hart. Die unklare Finanzierung und hohe Kosten werden unsere 

Landwirte überfordern. Die Ziele und Fristen sind in der Praxis nicht umsetzbar, weiterer 

bürokratischer Aufwand wird die Folge sein. Die Auswirkungen auf die Flächennutzung durch 

weitere Einschränkungen bei der Bewirtschaftung stellen Risiken für die 

Lebensmittelproduktion und damit für die Ernährungssicherheit dar. 

Wir werden daher über den Bundesrat sofort eine Initiative einbringen, um die 

Bundesregierung aufzufordern, die neuen Mehrheiten im EU-Parlament zu nutzen, damit 

dieses Gesetz so nicht bestehen bleibt. 

S. 183 

Eine AfD-geführte Landesregierung wird forstliche Regelungen auf Landesebene 

dahingehend anpassen, dass der Bau neuer Windkraftanlagen in Waldgebieten des Landes 

verhindert wird. Stattdessen sollen zukünftig die Belange des Tier- und des Waldschutzes 

Vorrang haben. Dieser Paradigmenwechsel soll auch dazu beitragen, dass unsere 

Waldgebiete als Erholungsort für die Bürger der Region erhalten bleiben. 

16. Jäger unterstützen! 

Die Jagd ist Ausdruck des Verständnisses unserer Umwelt als Kulturlandschaft, also der durch 

den Menschen gehegten, gepflegten und gestalteten Natur. Deshalb bekennen wir uns 

ausdrücklich zur Jagd und lehnen jeden Versuch, die Jagd in Misskredit zu bringen oder in 

Frage zu stellen, ab. Die Festlegung von Strecken zu den verschiedenen Wildarten ist 

beizubehalten, unter der Prämisse, dass Tiere und Wälder zusammengedacht werden 

müssen. Wir wollen die Hilfsmittelfreiheit fördern: Der Einsatz von montierten 

Nachtsichtgeräten und Schalldämpfern darf kein Tabu sein, sondern muss erlaubt sein. 

Ebenso sollen die Landwirte Jäger unterstützen, indem Jagdschneisen und Abstandsflächen 

zu Feldrändern finanziell vergütet werden. Das gesamte System der Jagdgenossenschaften 

und Jagdpachten muss dringend reformiert und vereinfacht werden, damit diese 

Genossenschaften auch in Zukunft ihrem Hege- und Pflegeauftrag nachkommen können. 
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S. 184/185 

Die Zentralisierung der Fleischproduktion ist eine Fehlentwicklung zum Leidwesen der 

Nutztiere. Der Erhalt und die Stärkung regionaler Schlacht- und 

Fleischverarbeitungsstrukturen ist daher ein langfristiges Ziel und dient dem Tierwohl. Lange 

Tiertransporte sind extrem belastend. Daher sollten insbesondere Schlachttiertransporte nur 

über kurze Entfernungen innerhalb Deutschlands und der EU erfolgen. Tiertransporte wollen 

wir nur unter strengen tierschutzgerechten Bedingungen mit kurzen Transportwegen und 

kontrollierter Einhaltung von Ruhezeiten und Versorgungspflichten zulassen. Exporte in 

Drittstaaten lehnen wir ab, solange die Einhaltung des Tierwohls nicht lückenlos 

gewährleistet ist. Die Auflagen für Hausschlachtungen hingegen dürfen nicht weiter erhöht 

werden. 

Betäubungsloses Schlachten ist eine der grausamsten Schlachtmethoden. Die Tiere leiden 

entsetzlich. Wir werden uns deshalb dafür einsetzen, dass der entsprechende 

Ausnahmetatbestand (§ 4a Abs. 2 Nr. 2 Tierschutzgesetz) gestrichen wird. Rituelle 

Schlachtungen dürfen nur nach ausreichender Betäubung stattfinden. 

Die Tierheime in Sachsen-Anhalt sind vielerorts überfüllt und benötigen Unterstützung, da 

sie Pflichtaufgaben der Kommunen übernehmen. Daher sollen die Tierheime im Land mit 

einer unkomplizierten dauerhaften Finanzierung für Instandhaltung, Modernisierung und 

Neubau unterstützt werden. 

Weiterhin setzen wir uns für eine landesweite Kastrationspflicht für freigehende Katzen ein. 

Nur mit einer Kastrationspflicht, die von den vielen Tierschutzvereinen in unserer Heimat 

organisiert wird, kann die unkontrollierte Ausbreitung der Katzen eingedämmt werden. Mit 

den Tierärzten im Land sollen Sondervereinbarungen für die Durchführung und Finanzierung 

von Kastrationen erzielt werden. 

S. 180 

9. Nutztiere: Regeln auf den Prüfstand! 

Die großen Freihandelsabkommen bedrohen die heimische Produktion im Bereich der 

Futtermittel- und Fleischproduktion durch erhöhten Preis- und Wettbewerbsdruck. Die 

Haltung von Tieren wird durch viele Vorschriften teurer und aufwendiger, sodass tierische 

Produkte aus Sachsen-Anhalt auf dem Weltmarkt zunehmend nicht mehr konkurrenzfähig 

sind. Selbst das Land Sachsen-Anhalt ist seit Jahren nicht in der Lage, einen Versuchsstall 

nach aktuellen Vorschriften zu errichten – wie soll das der Landwirt schaffen? Daher gehören 

alle Regeln auf den Prüfstand. 

Eigene Hühner oder ein eigenes Schwein können einen wertvollen Beitrag zur Versorgung 

mit hochwertigen Lebensmitteln leisten, die nicht der industriellen Massenproduktion 

entstammen. Die private Nutztierhaltung wurde in den letzten Jahren jedoch durch 
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behördliche Kontrolle und Bürokratie zunehmend eingeschränkt. Wir werden hier mit einer 

Liberalisierungsoffensive Entlastung schaffen, Anzeigepflichten reduzieren und 

Haltungsanforderungen erleichtern. 

Die vom Wolf verursachten Kosten laufen aus dem Ruder. Erstattungen von Rissen, 

Förderung von Schutzmaßnahmen und das Wolfskompetenzzentrum (WZI) behindern die 

Tierhaltung. Die Population ist mittlerweile so groß, dass die Tiere in den Lebensraum der 

Menschen eindringen und die Gefahr besteht, dass Menschen zur Beute werden. Daher 

werden wir das umstrittene Wolfskompetenzzentrum abschaffen und die Population gezielt 

regulieren. 

Die Rahmenvereinbarung zum Präventionsgesetz in Sachsen-Anhalt aus dem Jahr 2016 

verpflichtet das Land, sicherzustellen, dass Kommunen und Landkreise in die Lage versetzt 

werden, vorhandene Mittel für Präventionsmaßnahmen abzurufen und einzusetzen. Wir 

werden diese Vereinbarung konsequent mit Leben füllen und erweitern. Darüber hinaus 

werden wir eigenständige Präventionsstrategien entwickeln und umsetzen, die sich an den 

tatsächlichen gesundheitlichen Herausforderungen orientieren und neben der klassischen 

Schulmedizin auch Grundsätze der Ernährung und sportlichen Ertüchtigung beinhalten. 

S. 75 

7. Heimatkunde – Schulbildung nah am echten Leben! 

Nur wer weiß, wie seine Lebensmittel hergestellt werden, wird diese Lebensmittel zu 

schätzen wissen. Viele aktuelle Debatten zeigen, dass das Bewusstsein für Lebensmittel 

durch die großen Handelsketten aus dem Blick der Gesellschaft gerückt wurde. Wir wollen, 

dass jedes Kind weiß, dass hinter der Wurst beim Fleischer der Schlachter, der Landwirt und 

ein Tier stehen. Zu diesem Zweck werden wir sowohl die Heilpflanzenpädagogik als auch den 

Heimatkundeunterricht mit Praxisbezug stärker gewichten. Außerdem werden wir mit der 

Schutzgemeinschaft „Deutscher Wald“ zusammenarbeiten, um der Jugend einen Praxisbezug 

zu land- und forstwirtschaftlichen Prozessen zu ermöglichen. 

Seite 170 

27. Klimareligiöse Verbotskultur beenden! 

Die Klimadiktatur kommt auf leisen Sohlen daher. Das Bundesumweltamt beklagt, dass jeder 

Deutsche im Jahresdurchschnitt 10,4 Tonnen klimaschädliche Treibhausgase verursacht. Nun 

sollen die Bürger im Namen der Klimarettung ihren Konsum reduzieren. 

So wird beispielsweise der Fleischverbrauch der Deutschen zu einer „zentralen Klimafrage“ 

erklärt. Klimaforscher fordern die Bürger auf, ihren Fleischverbrauch um 70 Prozent zu 

senken. Im Jahre 2023 drängte die damalige Bundesregierung die Deutschen in einer neuen 

Richtlinie zu einem radikalen Verzicht auf Fleisch. Laut Richtlinie soll der Fleischkonsum auf 

10 Gramm pro Tag reduziert werden. 
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Im Landtag forderte die Fraktion „Die Linke“ im Jahre 2023 in einem Antrag die Einführung 

eines CO₂-Budgets für Sachsen-Anhalt. Von dieser Forderung ist es nur noch ein kleiner 

Schritt hin zur Forderung nach der Einführung eines CO₂-Budgets für jeden einzelnen 

Bürger. Unter einer AfD-geführten Landesregierung wird es keine klimadiktatorische 

Verbotskultur geben. Die mündigen Bürger im Land können und sollen selbst darüber 

entscheiden, wie sie ihr Konsumverhalten gestalten. 

Tierversuche: Nichts 
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CDU 

S. 67 

Die Natur – Unsere Heimat  

− Kreislaufwirtschaft und Recycling stärken  

− Innovative Umwelttechnologien fördern  

− EU- und Bundes-Umweltschutzvorschriften nicht unnötig verschärfen  

− Tierheime und ehrenamtlichen Tierschutz unterstützen 

• Artenvielfalt schützen: Der Erhalt der biologischen Vielfalt ist für unsere natürlichen 

Lebensgrundlagen unverzichtbar. Wir wollen Rückzugsgebiete für Tiere und Pflanzen durch 

bessere Biotopvernetzung sichern. Die Biodiversitätsstrategie soll überarbeitet werden. Ein 

Augenmerk soll auf die invasiven Arten gelegt werden. Wir setzen uns dafür ein, dass der 

Schutzstatus von Arten überprüft werden kann. Ein Wildschadensausgleich kann die 

Akzeptanz des Artenschutzes stärken. Der ehrenamtliche Naturschutz ist unverzichtbar und 

soll weiter gestärkt und in Fachgremien weiterhin beteiligt werden. Die Bildung für 

Nachhaltige Entwicklung soll ressortübergreifend gestärkt werden.  

• Tierschutz besser unterstützen: Die Tierheime und Tierschutzvereine sowie Gnadenhöfe 

leisten wertvolle Arbeit im Tierschutz. Wir werden sie stärker fördern und dabei auch den 

gestiegenen Investitionsbedarf und Kostendruck berücksichtigen. Insbesondere werden wir 

die Katzenkastrationsverordnung landesweit anwenden, um die Menge und das Leid der 

Streuner-Population zu mindern und auch einen Beitrag zum Schutz heimischer Vögel zu 

leisten. Die Arbeit der vielen Ehrenamtlichen im Bereich Tierschutz verdient mehr 

Anerkennung und verlässliche Unterstützung. 

S. 38 

Unsere heimische Land- und Forstwirtschaft ist das Rückgrat des ländlichen Raums und ein 

tragendes Fundament unserer Gesellschaft. Sie sichert nicht nur die Versorgung mit 

hochwertigen und regional erzeugten Lebensmitteln und Rohstoffen, sondern prägt auch das 

Gesicht unserer Kulturlandschaft und den Charakter des ländlichen Raums. In Sachsen-Anhalt 

bewirtschaften unsere Landwirtinnen und Landwirte gut zwei Drittel der Landesfläche und 

leisten dabei einen unverzichtbaren Beitrag zur Ernährungssicherheit, zum Klimaschutz, zur 

Biodiversität und zur wirtschaftlichen Stabilität vieler Regionen. Der multifunktionale Wald, 

der für rund ein Viertel unseres Landes steht, ist Wirtschaftsraum, unser Erholungsraum und 

Lebensraum für viele Arten. Über dessen möglichst uneingeschränkte und nachhaltige 

Nutzung stellt er die Basis für die Wertschöpfungskette Holz und Forst und die wichtige 

Bioökonomie im Land dar.   

Wir stehen fest an der Seite unserer land- und forstwirtschaftlichen Unternehmen, die mehr 

gesellschaftliche Wertschätzung verdienen und der Bevölkerung im ländlichen Raum. 

Wir wollen  
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• Landwirtschaft mit Zukunft:  

Tierhaltung sichern, Wertschöpfung stärken: Praxisgerechte Standards statt zusätzlicher 

Belastungen. Wer investiert, erhält Planungssicherheit. 

S. 41 

Tierhaltung im Land erhalten: Wir setzen uns für tierwohlgerechte Haltung mit  

praxisgerechten Standards ein und lehnen zusätzliche Verschärfungen ab. Dazu soll auf 

Bundesebene eine Gesamtstrategie zur Nutztierhaltung verfolgt werden. Im Baurecht und 

bei Stallgenehmigungsverfahren wollen wir Vereinfachungen und ein Moratorium bei 

technischen Standards umsetzen. Unsere Weidetierhaltung werden wir in der 

Wirtschaftlichkeit je Großvieheinheit unterstützen um Biodiversität und Artenvielfalt positiv 

zu fördern.  

• Dokumentationspflichten auf das Notwendigste reduzieren: Wir wollen bestehende 

Dokumentationspflichten überprüfen und dort abbauen, wo sie keinen zusätzlichen Nutzen 

für Tiergesundheit oder Verbraucherschutz schaffen. 

S. 42 

Wettbewerbsnachteile abbauen und Entbürokratisierung vorantreiben: Die Land- und 

Forstwirtschaft werden von einem weiteren Anstieg der CO2-Kosten ausgenommen und der 

energieintensiven Industrie gleichgestellt. Auf Bundes- und EU-Ebene werden wir uns für 

eine 1:1-Umsetzung von EU-Recht einsetzen, um zusätzliche Belastungen zu vermeiden und 

faire Wettbewerbsbedingungen für unsere Betriebe zu schaffen. Dazu gehören die gleichen 

Bedingungen beim Pflanzenschutzmittel- und Düngemitteleinsatz sowie bei den Arbeits- und 

Sozialstandards. Die Landwirtschaft braucht Verlässlichkeit und Planbarkeit. 

S. 43 

Wertschätzung für Lebensmittel stärken und Aufklärung fördern:  

Der verschwenderische Umgang mit Nahrungsmitteln führt zu einer Missachtung der 

produzierten Güter und der Arbeit der Erzeugerinnen und Erzeuger. Wir setzen uns für mehr 

Wertschätzung unserer Lebensmittel ein und wollen Lebensmittelverschwendung 

konsequent reduzieren. Gleichzeitig werden wir die Ernährungsbildung, insbesondere bei 

Kindern und Jugendlichen, stärken, indem wir in Schulen und Kindertagesstätten Aufklärung 

über gesunde Ernährung und nachhaltigen Konsum fördern.  

S. 28 

Prävention als Lebensprinzip: Gesundheitsprävention wird in allen Lebensphasen verankert – 

von der Kita bis ins hohe Alter. Bewegung, Ernährung, psychische Gesundheit und 

Suchtprävention stärken wir gemeinsam mit Kommunen, Schulen, Vereinen und 

Krankenkassen. Suizidprävention und mentale Gesundheit erhalten dabei einen höheren 

Stellenwert. 
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S. 40 

• Jagd als verantwortungsvolle Aufgabe stärken: Jagd ist Eigentumsrecht. Zur Erfüllung ihrer 

gesetzlichen Aufgabe stellen wir den Jagdgenossenschaften die Daten für die Verwaltung 

eines Jagdkatasters zur Verfügung. Sie ist essenziell für die Forstwirtschaft und für den 

Aufbau stabiler Wälder. Wir setzen uns für wirksame Regelungen zur  

Regulierung des Wolfsbestandes ein, um die Sicherheit von Mensch und Weidetieren in 

unserer Kulturlandschaft zu gewährleisten.   

S. 41 

Schäden durch geschützte Arten ausgleichen: Wir werden den Schadensausgleich, der bei 

geschützten Arten wie dem Wolf bereits existiert, auf weitere Arten wie die Saatkrähe und 

den Biber ausweiten. Artenschutz und Land- und Forstwirtschaft dürfen nicht gegeneinander 

ausgespielt werden. Die Landkreise und kreisfreien Städte haben die zuständigen 

Schadenserhebungen abzustimmen und auf den Weg zu bringen.   
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Linke 

Tierversuche, Tiertransporte (nichts) 

S. 109 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Tierschutz  

Wir wollen eine Landwirtschaft, die uns ernährt, unsere Landschaft erhält und  

verbessert und ein lebendiger Bestandteil unserer Dörfer ist. Die Linke steht an der Seite 

derer, die uns ernähren und nicht aufseiten von Lebensmittelkonzernen, die die 

Erzeugerpreise drücken. Menschen müssen von ihrer Arbeit gut leben und ohne 

Existenzängste Verantwortung für Boden, Tiere und Wasser übernehmen können. Eine 

soziale Agrarpolitik stärkt regionale Kreisläufe, schützt unsere natürlichen Ressourcen und 

rückt das Gemeinwohl in den Mittelpunkt.  

Dafür braucht es eine Agrarpolitik, die:  

 den Zugang zu Land für diejenigen sichert, die es bewirtschaften,  

 regionale Wertschöpfung und ländliche Räume stärkt,  

 landwirtschaftliche Betriebe fair für gemeinwohlorientierte Leistungen bezahlt.  

So entsteht eine Landwirtschaft, die soziale Gerechtigkeit, ökologische Verantwortung und 

gute Arbeit verbindet.  Unsere Ziele sind eine sichere Versorgung mit guten Lebensmitteln, 

eine vielfältige und artenreiche Kulturlandschaft und lebendige Dörfer, in denen 

Landwirtschaft fest verankert ist.  

Stand der Dinge  

Die Landwirtschaft in Sachsen-Anhalt steht unter Druck. Steigende Kosten und 

gleichbleibende oder sinkende Erzeugerpreise sind eine Herausforderung für viele Betriebe. 

Gleichzeitig gefährdet die Klimakrise unsere Ernten durch Hochwasser, Starkregenereignisse 

oder Dürren. Zudem verschärft sich der Wettbewerb um Flächen: Außerlandwirtschaftliche 

Investoren sichern sich über Share Deals landwirtschaftliche Flächen, während 

Junglandwirt:innen immer schwieriger Zugang zu Flächen erhalten, um neue und innovative 

Konzepte in die Betriebe zu bringen.    

Die großen vier Konzerne im Lebensmitteleinzelhandel (Edeka, Rewe, Schwarz-Gruppe, Aldi) 

setzen eigene Standards in der Tierhaltung, während sie zugleich für niedrige Erzeugerpreise 

sorgen. Das erschwert artgerechte Haltung und Investitionen in zukunftsfähige Ställe.  

Biodiversität und Artenvielfalt nehmen weiter ab. Ausgeräumte Landschaften, fehlende 

Strukturen und neue invasive Arten gefährden Bestäuber und Nützlinge. Gleichzeitig wächst 

der Flächenverbrauch für Siedlungen und Infrastruktur, wodurch immer mehr wertvolle 

Böden verlorengehen.  

Auf dem Land leiden Dörfer unter Abwanderung, schwacher Infrastruktur und dem Fehlen 

aktiver Strukturen. Ehrenamt, Imkerei, Angeln und Vereine leisten viel für Natur, Gewässer 

und Gemeinschaft, brauchen jedoch ausreichende Unterstützung.  
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Doch Sachsen-Anhalt kann seine Landwirtschaft und ländlichen Räume gestalten. Hierfür 

braucht es eine Politik, die Lösungen für die zahlreichen Nutzungskonflikte liefert. So blüht 

Sachsen-Anhalt auf.  

 S. 116 

 Jagd gemeinsam gestalten  

Eine nachhaltige und tierschutzgerechte Bejagung ist ein wichtiger Bestandteil des 

Wildtiermanagements in Sachsen-Anhalt. Sie schützt landwirtschaftliche Flächen vor 

Wildschäden, unterstützt den Waldumbau hin zu klimastabilen Mischwäldern und trägt zur 

Eindämmung von Tierseuchen bei. Jäger:innen leisten damit einen wichtigen Beitrag zum 

Schutz von Natur, Biodiversität und ländlichen Lebensräumen. Wir setzen uns für ein 

modernes Jagdrecht ein, das eine ökologisch verantwortliche, tierschutzgerechte und 

praxisnahe Bejagung ermöglicht.   

Wir wollen:  

• eine konsequente und koordinierte Schwarzwildbejagung,  

• die Erleichterung revierübergreifender Jagden, um wandernde Wildbestände effektiv und 

verantwortungsvoll regulieren zu können,  

• den praxisnahen Einsatz moderner Technik zur sicheren und tierschutzgerechten Bejagung,  

• eine an ökologischen Zielen orientierte Regulierung von Schalenwild-beständen, um die 

natürliche Verjüngung unserer Wälder zu fördern,  

• eine einheitliche Digitalisierung der Jagdkataster durch Beschaffung einer landesweiten 

Software,  

• die Zusammenarbeit zwischen Jägerschaft, Land- und Forstwirtschaft sowie Naturschutz 

fördern, um nachhaltige Lösungen zu erreichen,  

• Bürokratie abbauen und Kommunikation erleichtern, damit Abläufe und Abstimmungen 

mit dem Wissen der Beteiligten vor Ort optimiert werden können.  

Jagen ist kein Selbstzweck. Unser Ziel ist ein sozial und ökologisch verantwortliches 

Wildtiermanagement, das die Natur schützt, das Tierleid minimiert und den ländlichen Raum 

stärkt.  

 S. 117 

 Tierschutz ist Staatsaufgabe  

Tierschutz ist mehr als die Abwesenheit von Tierleid, er ist Verantwortung für uns 

anvertraute Lebewesen. Eine Gesellschaft, die roh im Umgang mit Tieren ist, fördert auch 

einen rohen Umgang untereinander. Eine Gesellschaft, die Tiere schützt, schützt also auch 

sich selbst. Deshalb braucht es starke öffentliche Strukturen, die Tiere wirksam schützen, 

statt zentrale Aufgaben auf Ehrenamtliche abzuwälzen.  

 Dafür stehen wir ein:   
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 Tiere brauchen verlässliche Schutzstrukturen.  

 Verantwortung des Landes ist es, finanzielle, rechtliche und organisatorische Grundlagen zu 

sichern. 

  Prävention, Transparenz und konsequenter Vollzug bei Tierschutzverstößen.  

 Schutz von Menschen und Tieren als gemeinsame Aufgabe eines solidarischen Landes.  

 Tiere in Zirkusbetrieben sowie Weihnachtskrippen mit lebenden Tieren auf 

Weihnachtsmärkten verbieten.  

Stand der Dinge – Herausforderungen  

Tierheime und Tierschutzvereine übernehmen seit Jahren Aufgaben, die eigentlich staatliche 

Pflicht sein sollten. Sie versorgen Fundtiere, nehmen beschlagnahmte Tiere auf und helfen in 

akuten Notlagen. Diese Belastung trifft Kommunen und Ehrenamt gleichermaßen und wird 

besonders deutlich in Fällen von Animal Hoarding, dem Ansammeln von Tieren, bis man 

diese nicht mehr vernünftig versorgen kann, die zu erheblichem organisatorischen und 

finanziellen Aufwand bei Kommunen und Tierheimen führen. Dies zeigen auch die Fälle in 

Bad Lauchstädt, Magdeburg und Mansfeld-Südharz.  

Die oder der Landestierschutzbeauftragte braucht ein gesichertes Budget und sollte 

unabhängig arbeiten können. Ein zentrales Register für Tierhaltungs- und Betreuungsverbote 

existiert nicht, Verstöße bleiben dadurch schwer verfolgbar, Täter:innen können durch 

Wohnortswechsel Tierhaltungsverbote umgehen. Auch in den Kommunen bestehen Lücken: 

Viele Kommunen haben trotz massivem Vorhandensein von leidenden Streunerkatzen keine 

Katzenschutzverordnung. Die Populationen von Stadttauben werden nicht flächendeckend 

durch Eiertausch gemanagt.   

Diese Herausforderungen zeigen, wie wichtig klare Regeln, stabile Strukturen und 

verlässliche finanzielle Unterstützung sind, damit Tierschutz landesweit funktioniert und 

Kommunen das Notwendige tun können.  

Tierheime finanziell fördern  

Tierheime und Tierschutzvereine tragen zentrale Aufgaben, die oft staatliche Pflicht sein 

sollten. Damit Kommunen und Ehrenamt diese Verantwortung nicht länger alleine schultern 

müssen, braucht es eine verlässliche öffentliche Finanzierung.  

 Wir wollen:  

 die Finanzierung staatlicher Aufgaben wie die Versorgung von Fund- und beschlagnahmten 

Tieren dauerhaft und auskömmlich sichern, um die Kommunen zu entlasten,  

 Tierheime so fördern, dass sie ihre Aufgaben verlässlich planen und erfüllen können,  

 im Landeshaushalt gezielte Mittel für Fälle von Animal Hoarding bereitstellen.  

Wirksamer Tierschutz braucht Struktur  

Für einen funktionierenden Tierschutz braucht es klare staatliche Zuständigkeiten, 

unabhängige Kontrolle und verlässliche Informationen. Heute fehlen zentrale Instrumente, 

um Verstöße wirksam zu verfolgen und Prävention landesweit zu organisieren.   
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Wir wollen:  

 die/den Landestierschutzbeauftragten mit einem eigenen Budget und klaren Bedingungen 

für unabhängige Arbeit ausstatten,  ein zentrales Landesregister für Tierhaltungs- und 

Betreuungsverbote schaffen, damit Verstöße nachvollziehbar sind und Verbote nicht durch 

Wohnortswechsel umgangen werden können,  die Einführung einer landesweiten 

Katzenschutzverordnung nach dem Paderborner Modell sowie die Auflage eines 

Landesprogramms zur Förderung von Kastration, Kennzeichnung und Aufklärung,  

 das Management von Stadttauben unterstützen und ein Landesprogramm auflegen, um die 

Errichtung von betreuten Taubenschlägen zu fördern, um die Population durch Eiertausch zu 

regulieren.  

Tiere können nicht klagen, also müssen es Menschen für sie tun Tierschutz braucht klare 

Regeln und wirksame Durchsetzung. Doch bisher fehlen entscheidende rechtliche 

Möglichkeiten, um Verstöße konsequent zu verfolgen und Tierschutz landesweit abzusichern. 

Viele Probleme bleiben ungelöst, weil Verantwortlichkeiten unklar sind und 

Eingriffsmöglichkeiten fehlen.  

Wir wollen:  

 ein Verbandsklagerecht für Tierschutzverbände einführen, damit Verstöße gegen das 

Tierschutzrecht wirksam geprüft und gerichtlich verfolgt werden können,  die bestehenden 

Rasselisten abschaffen, da sie pauschal diskriminieren und nicht zu mehr Sicherheit 

beitragen,  eine landesweite Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für alle Heimtiere 

einführen, um Tierhaltung nachvollziehbar zu machen und Aussetzungen sowie 

Wiederholungsfälle zu verhindern, 

  Vollzug im Tierschutz stärken, damit Regeln praktisch umgesetzt und so Tiere geschützt 

werden können.  

Ein wirksamer Tierschutz zeigt, wie verantwortungsvoll ein Land handelt. Wenn Tiere 

geschützt werden, stärkt das auch den respektvollen Umgang miteinander und macht unsere 

Gesellschaft solidarischer. Wir wollen mit klaren Regeln, stabilen Strukturen und verlässlicher 

öffentlicher Unterstützung in Sachsen-Anhalt zeigen, dass Tierschutz zu einer guten 

öffentlichen Daseinsvorsorge dazugehört.   

S. 111 

Artgerechte Tierhaltung  

Tiere sind keine Produktionsmaschinen und verdienen ein artgerechtes Leben. Wer Tiere 

hält, trägt Verantwortung und braucht gesellschaftliche Anerkennung sowie Preise, die der 

Arbeit mit den Tieren gerecht werden. Doch niedrige Erzeugerpreise und fehlende 

Investitionssicherheit blockieren vielerorts den Umbau zu tiergerechten Ställen. Wir wollen 

eine Tierhaltung, die regional verankert ist, gute Arbeitsbedingungen bietet und Tieren ein 

würdiges Leben ermöglicht. Dafür braucht es klare, demokratisch legitimierte Regeln und 
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nicht die Vorgaben großer Lebensmittelkonzerne sowie einen klaren Bruch mit der 

Exportorientierung in unserer Landwirtschaft.  

Wir wollen:   

 den Stallumbau und bessere Haltungsbedingungen nach Thüringer Vorbild fördern,   

 öffentliche Gelder gezielt an Umwelt- und Sozialstandards sowie artgerechte Tierhaltung 

koppeln,   

 Mega-Schlachthöfe und eine exportorientierte Fleischerzeugung beenden,   

 eine Bundesratsinitiative für Bestandsobergrenzen in der Tierhaltung auf den Weg bringen,   

 den Einfluss der großen Supermarkt- und Discounter-Konzerne auf Haltungsstandards 

begrenzen.   

Herdenschutz und Weidetierhaltung  

Weidetierhaltung ist artgerecht und wichtig für Artenvielfalt und Landschaftspflege. Damit 

Schafe, Ziegen, Rinder und Pferde sicher auf der Weide stehen können, braucht es 

verlässlichen Herdenschutz, klare Regeln und eine Politik, die Konflikte nicht gegeneinander 

ausspielt. Die Rückkehr des Wolfs ist ein Erfolg des Artenschutzes, zugleich aber eine 

Herausforderung für die Weidetierhaltung. Wir wollen eine sachliche, faktenbasierte 

Wolfspolitik, die Weidetierhaltung stärkt und die Akzeptanz des Wolfs fördert. Gleichzeitig 

braucht es aber auch klare Bedingungen für gegebenenfalls notwendige gezielte Entnahmen 

von Wölfen.  

Wir wollen:  

 einen starken, staatlich getragenen Herdenschutz mit verlässlicher Finanzierung, 

Schulungen und unbürokratischer Förderung,  bei Rissen eine schnelle und vollständige 

Entschädigung der Weidetierhalter:innen,  

 praxisnahe Beratung und Unterstützung statt Symbolpolitik und reflexartige 

Abschussforderungen,  

 gezielte Entnahmen von Wölfen ermöglichen, wenn sie wiederholt Nutztiere gerissen 

haben und alle Schutzmaßnahmen ausgeschöpft sind, 

  keine Einführung politisch festgelegter Obergrenzen oder pauschaler Abschussquoten,  

 eine Wolfspolitik, die auf wissenschaftlichen Erkenntnissen beruht und den 

Erhaltungszustand des Wolfs nach nachvollziehbaren Kriterien bewertet. 

  



Menschen für Tierrechte 

SPD 

Tierschutz, Tierhaltung, Tiertransporte, Tierversuche (nichts), Landwirtschaft, Nutztiere, 

Ernährung, Fleisch, Jagd, Wolf 

S. 57 

Tierhaltung zukunftsfähig umbauen 

Tierwohl und wirtschaftliche Perspektiven müssen zusammen gedacht werden. Investitionen 

in tiergerechte Haltungssysteme werden gefördert.  

Umbauprogramme des Bundes werden unterstützt, um neue Marktchancen für höhere 

Haltungsstufen zu erschließen. 

Regionale Schlacht- und Vermarktungsstrukturen werden wieder gefördert, um 

Tiertransporte zu reduzieren und Wertschöpfung im Land zu halten. Milchviehhaltung sorgt 

für regionale Nährstoffkreisläufe und Beweidung ist unverzichtbar für die Biodiversität. Für 

faire Vertragsbeziehungen zwischen Erzeugern und Molkereien unterstützen wir die 

Forderungen nach Einführung verpflichtender Verträge über Menge, Preis und Laufzeit vor 

der Ablieferung der Milch. Wir setzen uns für eine Förderung der Weidetierhaltung ein. 

Kleintierzüchtervereine sind in unserem Bundesland fest verankert. Ihre Arbeit, insbesondere 

die Jugendarbeit, wird unbürokratisch gefördert. 

Tierschutz 

Der Schutz von Tieren ist für uns ein zentrales Anliegen und ein wesentlicher Bestandteil 

einer verantwortungsvollen Ernährungs-, Landwirtschafts-, Verbraucherinnen- und 

Umweltpolitik.  

Natur-, Arten- und Tierschutz gehören für uns untrennbar zusammen. Deshalb setzen wir uns 

für konkrete Maßnahmen ein, die den Schutz und das Wohl von Tieren in Sachsen-Anhalt 

nachhaltig verbessern. Dazu gehört die verpflichtende Kastration von Freigängerkatzen, um 

unkontrollierte Vermehrung und damit verbundenes Tierleid zu verhindern. Wir wollen eine 

auskömmliche und verlässliche Finanzierung der Tierheime sicherstellen, damit diese ihre 

wichtige Arbeit dauerhaft leisten können. Schließlich setzen wir uns für ein landesweites 

Verbot der Haltung und Nutzung von Wildtieren in Zirkussen und durch Privatpersonen ein, 

um Tierleid konsequent zu verhindern und artgerechte Alternativen zu fördern. 

Tiergesundheit und Verantwortung 

Tiergesundheit ist Voraussetzung für Tierwohl. Eine landesweite Tiergesundheitsstrategie 

wird erarbeitet und praktikabel umgesetzt. Angesichts des Klimawandels und der 

Ausbreitung von Zoonosen kommt einer ganzheitlichen Ausrichtung der       

Gesundheitspolitik immer größere Bedeutung zu. Wir wollen daher den One-Health-Ansatz, 

der Wechselwirkungen der Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen in ihrer 

gemeinsamen Umwelt beachtet, zum Leitbild unserer Politik machen.  
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Das Tierseuchenmanagement erfolgt abgestimmt mit Bund und Ländern. Tierheime, Zoos 

und Tierparks leisten wichtige Arbeit im Tier- und Artenschutz sowie in der Umwelt- und 

Bildungsarbeit. Sie werden dauerhaft, bedarfsgerecht und verlässlich unterstützt. 

Regionale Wertschöpfung und Ernährung stärken 

Regionale Wertschöpfungsketten werden gezielt ausgebaut. Direktvermarktung, Hofläden, 

Wochenmärkte und regionale Absatzinitiativen werden unterstützt. Wir setzen uns für 

Erleichterungen bei Kennzeichnungsvorschriften für Direktvermarkter ein und reduzieren die 

Kontrollpflichten auf ein dem Produktionsumfang angemessenes Maß.  

Ernährungsbildung wird gestärkt, insbesondere für Kinder und Jugendliche. Kooperationen 

zwischen Landwirtschaft, Bildungseinrichtungen und regionalen Akteuren fördern gesunde 

Ernährung. Öffentliche Einrichtungen sollen vorrangig regionale und saisonale Produkte 

einsetzen. 

Forstwirtschaft, Jagd und Waldschutz 

Wälder sind Klimaschützer, Lebensraum und Arbeitsplatz. Der Umbau zu klimaresilienten 

Dauerwäldern wird vorangetrieben. Der Landesforstbetrieb wird personell und fachlich 

gestärkt. Die Ökosystemleistungen der Wälder werden anerkannt und honoriert. 

Kleinstwaldbesitzerinnen und -waldbesitzer werden für eine effektive Waldbewirtschaftung 

unterstützt. 

Wildbestände müssen so reguliert werden, dass Waldumbau möglich bleibt. Ein 

wildökologisches Gesamtkonzept bildet die Grundlage. Das Landesjagdgesetz wird im Dialog 

mit Forst, Jagd, Landwirtschaft und Naturschutz weiterentwickelt. 

Waldbrandprävention, Notfallfonds und abgestimmte Einsatzstrukturen gewinnen angesichts 

des Klimawandels an Bedeutung und werden von uns eingerichtet bzw. ausgebaut. 

S. 29 

Anerkannte Verbände wie LandFrauen, Landjugend, Landesanglerverband und 

Landesjagdverband, Kleintierzüchterverband usw. sind für uns unverzichtbare Bestandteile 

des Lebens im ländlichen Raum. Ihre Förderung ist für uns Grundbestandteil 

sozialdemokratischer Politik. 
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Grüne 

S. 15 

Ökologisierung der Landwirtschaft  

Unsere langfristige Vision ist eine flächendeckend ökologische Bewirtschaftung von 

Ackerflächen, Wiesen und Weiden. Die Tierhaltung muss artgerecht, flächengebunden und 

an die natürlichen Ressourcen angepasst sein. Pestizide sind wesentliche Treiber des 

Artensterbens: Herbizide, Insektizide und Fungizide zerstören Lebensräume und entziehen 

vielen Arten die Nahrungsgrundlage.  

Attraktive Prämien für Arten- und Umweltschutzmaßnahmen auf landwirtschaftlichen 

Flächen müssen deutlich erhöht werden, insbesondere für Maßnahmen wie Randstreifen 

und Blühstreifen. Wir setzen uns dafür ein, dass für die Förderperiode ab 2028 die Gelder der 

Gemeinsamen Europäischen Agrarpolitik (GAP) nicht gekürzt werden und über ihren Einsatz 

weiterhin die Regionen bzw. Bundesländer entscheiden können. Umweltleistungen sollen in 

der GAP über den Ausgleich von Ertragsminderungen hinaus honoriert werden.  

Der ökologische Landbau und die mit ihm verbundenen Wertschöpfungsketten sollen besser 

unterstützt und sein Flächenanteil soll deutlich erhöht werden – insbesondere durch 

verlässliche Ökoprämien und einen stärkeren Fokus auf den Ökolandbau in der Ausbildung, 

in der Fachschule, bei der Umstellung, bei der Beratung, in den landwirtschaftlichen Lehr- 

und Versuchseinrichtungen des Landes sowie in der Forschung und Lehre an den 

Hochschulen.  

Dabei soll auch eine Weiterentwicklung in Richtung Permakultur und Agroforst erfolgen. 

Durch die Förderung und den Ausbau von Agroforstsystemen sowie die Pflege und 

Neuanpflanzung von Hecken wollen wir die ökologische Widerstandsfähigkeit und 

Biodiversität erhöhen.  

Wir fördern die Züchtung klimaresistenter, leistungsfähiger und standortangepasster Sorten 

und Rassen.  

Wir setzen uns ein für eine bessere finanzielle Förderung zur Diversifizierung der angebauten 

Kulturpflanzen. Dies umfasst insbesondere den Anbau von Hülsenfrüchtlern zur heimischen 

Eiweißgewinnung, blühende Flächen zur Unterstützung von Bestäuberinsekten sowie 

ausdauernde, mehrjährige Kulturen. 

S. 18 

Wir wollen einen artgerechten und flächengebundenen Umbau der Tierhaltung 

voranbringen und setzen uns auf Bundesebene für die Fortführung einer verbindlichen 

Tierhaltungskennzeichnung ein, damit mehr Tierwohl zum gewinnbringenden 

Geschäftsmodell wird. Wir machen uns für die Wiedereinführung der Fördergelder für 

Investitionen in tierwohlgerechte Ställe und ihre laufende Bewirtschaftung stark.  



Menschen für Tierrechte 

Eine Lösung für eine dauerhafte Förderung wie zum Beispiel die Einführung eines 

Tierschutzcents muss zügig erarbeitet werden. Staatliche oder kommunale Pachtflächen 

sollten vorrangig an tierwohlorientierte Betriebe vergeben werden.  

Die Förderung der Weidehaltung, insbesondere auf Dauergrünland, als zentrales Element der 

Kulturlandschaftspflege priorisiert eine nachhaltige und tiergerechte Landwirtschaft und 

setzt klare Anreize vor der Stallbauförderung. Wir wollen die Verringerung industrieller 

Tierhaltung, um Umweltbelastungen und Tierschutzprobleme zu reduzieren.  

Wir setzen uns für die konsequente Förderung von Herdenschutzmaßnahmen ein, um 

Konflikte zwischen der Weidetierhaltung und Wildtieren zu minimieren. Auf diese Weise soll 

ein konfliktarmes Nebeneinander geschaffen werden, das sowohl den Schutz der Nutztiere 

als auch den Erhalt der Artenvielfalt sichert. Um bei vermuteten Wolfsrissen 

Weidetierhalter*innen vor finanziellen Risiken zu schützen, möchten wir unbürokratische 

und großzügige Entschädigungen etablieren.  

Damit dem Tierschutz bessere Geltung verschafft wird, wollen wir die Prüfroutinen für die 

Veterinärämter effizienter machen, indem ein verstärkter Fokus auf äußerlich erkennbare 

Schmerzen gesetzt wird. Mit der systematischen Erfassung von Schmerzen und der 

Beseitigung der Schmerzursachen wird das Tierwohl verbessert. Weiterhin setzen wir uns 

dafür ein, dass in Anlehnung an die Tiergesundheitsbesuche (Tier-seuchengeschehen) 

regelmäßige Bestandsrundgänge durch die bestandsbetreuenden Tierärzt*innen 

verpflichtend gemacht werden mit dem Effekt, in Summe den Prüfaufwand der betreuenden 

Tierärzti*nnen und der Veterinärbehörde zu reduzieren.  

 

Um Tierschutzverstöße in kritischen Phasen konsequent zu verhindern, sollte eine 

verpflichtende Videoüberwachung in Schlachthöfen vorgesehen werden. Gleichzeitig 

möchten wir kleinere Schlachthöfe durch gezielte Beratungsangebote bei der Umsetzung 

dieser Standards unterstützen. Wir machen uns dafür stark, das Leiden der Tiere während 

der Schlachtung konsequent zu minimieren. Hierfür soll die Erforschung verträglicher 

Betäubungsmethoden in Schlachthöfen vorangetrieben werden.  

Mit der Einführung eines Kupierverbots und der Raufutterpflicht in der Schweinehaltung 

möchten wir den natürlichen Bedürfnissen der Tiere gerecht werden. Zudem setzen wir uns 

für eine Züchtung ein, die die Tiergesundheit stets über die Produktionsleistung stellt. Durch 

die gezielte Förderung von Mehrnutzungsrassen bei Kühen und Hühnern verbessern wir die 

Widerstandsfähigkeit und das Wohl der Tiere. Mit der Reduktion des Antibiotikaeinsatzes auf 

das absolut notwendige Maß verringern wir die Entstehung von Resistenzen und sichern 

langfristig die Gesundheit der Tiere. Die Abgabe von Antibiotika darf dabei ausschließlich 

durch Tierärzt*innen erfolgen. Damit Tierleid beendet wird, setzen wir uns dafür ein, dass 

ausreichend Mitarbeiter*innen qualifiziert sind, um Nottötungen tier- und fachgerecht sowie 

unverzüglich durchzuführen.  
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Wir setzen uns für eine Ausweitung des Kugelschusses auf dem Hof oder der Weide ein, um 

Tieren unnötigen Stress und Transportwege zu ersparen. Schließlich engagieren wir uns für 

eine konsequente Durchsetzung strenger Tierschutzstandards bei iertransporten, um 

Belastungen für die Tiere weiterhin zu minimieren.  

Regionale Wertschöpfung und Direktvermarktung  

Wir fördern die Stärkung regionaler Wertschöpfungsketten, um die regionale Vermarktung 

und faire Preise für Erzeuger sicherzustellen. Durch die gezielte Unterstützung lokaler 

Produzenten verringern wir die Abhängigkeit von entfernten Märkten und stärken die 

wirtschaftliche Resilienz der Region.  

Schließlich wollen wir Hofläden, echte Regionalmärkte, Initiativen der solidarischen 

Landwirtschaft oder für Biokisten als Mittel zur regionalen Vermarktung und Wertschöpfung 

unterstützen. Gleichzeitig wird Verbraucher*innen so der Zugang zu frischen, lokal 

produzierten Lebensmitteln erleichtert.  

Ernährung und Verbraucherschutz  

Die primäre Aufgabe der Landwirtschaft ist es, hochwertige Lebensmittel für die menschliche 

Ernährung zu produzieren. Stattdessen landen fast 60 Prozent des erzeugten Getreides im 

Schweinetrog und rund 20 Prozent der Ackerflächen werden für den Anbau von Mais für 

Biogas und Raps für Biodiesel genutzt. Zusätzlich geht etwa ein Drittel der Lebensmittel auf 

dem Weg vom Acker bis zum Teller verloren. Eine konsequente Fokussierung auf die 

menschliche Ernährung und Reduzierung von Lebensmittelabfällen senkt den 

Produktivitätsdruck auf die Flächen erheblich und stärkt ökologische und gesunde 

Ernährungssysteme.  

Die stärkere Ausrichtung der Gemeinschaftsverpflegung in Kitas, Schulen, Kantinen und 

Mensen auf regionale, saisonale und gesunde Ernährung aus biologischem Anbau mit 

vielfältigen pflanzlichen Angeboten fördert nicht nur die Gesundheit der Verbraucher*innen, 

sondern auch lokale Produzent*innen. 

S. 20 

Tierversuche reduzieren  

Wir plädieren für einen sofortigen Ausstieg aus allen invasiven Tierversuchen im 

Verantwortungsbereich des Landes, die nicht zwingend für die biomedizinische 

Grundlagenforschung oder die angewandte medizinische Forschung notwendig sind. Um die 

Entwicklung alternativer Methoden zu beschleunigen, setzen wir uns für die Förderung 

tierversuchsfreier Forschung durch ein eigenes Landesförderprogramm ein, das innovative 

und humane Ansätze unterstützt.  

Um Anreize für verantwortungsvolle Forschung zu schaffen und einen nachhaltigen Wandel 

in Richtung tierversuchsfreier Wissenschaft zu fördern, sollen zudem keine Landesmittel an 

Forschungseinrichtungen vergeben werden, die invasive Tierversuche durchführen, die nicht 
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zwingend für die biomedizinische Grundlagenforschung oder die angewandte medizinische 

Forschung notwendig sind.  

Tierhaltung verantwortungsvoll gestalten  

Wir setzen uns für die Einführung eines verpflichtenden Hundeführerscheins nach dem 

Vorbild Niedersachsens ein, um die Sicherheit zu erhöhen und das 

Verantwortungsbewusstsein der Halter*innen zu fördern. Zugleich wollen wir den illegalen 

Welpenhandel eindämmen, indem Herkunft, Gesundheit und Registrierung von Hunden 

konsequent kontrolliert und transparent nachvollziehbar gemacht werden.  

Zudem möchten wir Informations- und Aufklärungsangebote für Kommunen und Landkreise 

bereitstellen, um die Einführung von Katzenschutzverordnungen, beispielsweise zur 

Kastrationspflicht für Freigängerkatzen, zu erleichtern.  

Flächendeckende Katzenschutzverordnungen sollen sowohl von Kreisen als auch Gemeinden 

erlassen werden können, kreisweite Regelungen sind vorrangig anzustreben. Das 

Landesgesetz wird entsprechend angepasst.  

Darüber hinaus streben wir eine verstärkte Beratung und Information zur Eindämmung der 

massenhaften privaten Haltung von Tieren („Animal Hoarding“) an, um die Gesundheit von 

Menschen und Tieren zu schützen. Auf nationaler Ebene setzen wir uns für ein bundesweites 

Register für Tierhaltungs- und Betreuungsverbote ein, um die Einhaltung solcher Vorschriften 

zu gewährleisten. Wir fordern die Einführung einer Positivliste für die Privathaltung von 

Tieren, um sicherzustellen, dass nur geeignete Arten in Privathaushalten gehalten werden. 

Gefährliche Wildtiere sollen aus der Privathaltung ausgeschlossen werden, wobei 

Ausnahmen nur mit einem Befähigungsnachweis möglich sind.  

Wir setzen uns für die Stärkung der Veterinärämter ein, um die Kontrolle und Durchsetzung 

des Verbots von Qualzuchten anhand der Leitlinien des Bundesministeriums für 

Landwirtschaft, Ernährung und Heimat (BMLEH) zu verbessern.  

Zudem fordern wir ein Verbot von Beiß- und Angriffstraining im privaten 

Gebrauchshundesport, um die Sicherheit der Gesellschaft und das Wohl der Tiere zu 

gewährleisten. Tiere mit Qualzuchtmerkmalen wollen wir von Ausstellungen und 

Wettbewerben ausschließen, um auf die negativen Auswirkungen solcher Praktiken 

aufmerksam zu machen und Anreize für verantwortungsvolle Züchtungen zu schaffen.  

Die Mindestanforderungen an Haltung, Platzangebot und Beschäftigung müssen 

entsprechend den artspezifischen Bedürfnissen durchgesetzt werden, um das Wohlbefinden 

der Tiere in privater Haltung zu sichern.  

Wir setzen uns für eine verlässliche Finanzierung von Tierheimen durch das Land ein und 

fordern die Einrichtung eines Tierschutzfonds, da die derzeitige Förderung häufig 

unzureichend ist. Tierheime leisten unverzichtbare Arbeit zum Schutz von Tieren und zur 
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Unterstützung von Gemeinden. Durch einen gesicherten Fonds werden die Versorgung und 

Betreuung von Tieren verbessert und ehrenamtliche Strukturen gestärkt.  

Keine Tiere zu rein kommerziellen Unterhaltungszwecken Wir setzen uns für tierfreie 

Zirkusse ein und streben an, in Sachsen-Anhalt klare Regelungen zur Haltung und 

Zurschaustellung von Tieren zu schaffen, um den Tierschutz zu stärken und ethische 

Standards in der Unterhaltung zu fördern. Des Weiteren fordern wir, tierbasierte 

Attraktionen auf Jahrmärkten oder ähnlichen Veranstaltungen zu verbieten, um das 

Wohlergehen der Tiere zu schützen. Wir möchten tierfreundliche Alternativangebote 

fördern, die auf Unterhaltung ohne Tierleid basieren.  

Wir setzen uns für eine Weiterentwicklung zoologischer Einrichtungen ein. Unser Ziel ist die 

Transformation hin zu wissenschaftsbasierten Einrichtungen, in denen die Haltung von 

Wildtieren keinem reinen Unterhaltungszweck mehr dient und der Fokus auf Artenerhaltung 

und -schutz liegt. Stattdessen müssen Zuchtprogramme messbar auf die Wiederansiedlung 

gefährdeter Arten in ihren natürlichen Lebensräumen ausgerichtet werden. In diesem Zuge 

lehnen wir den Import von Tieren aus der freien Wildbahn strikt ab, sofern dieser nicht 

alternativlos der Rettung einer akut bedrohten Population dient.  

Zoos müssen verpflichtet werden, artgerechte und überprüfbare Standards zu erfüllen, um 

das Wohl der Tiere sicherzustellen und deren Lebensqualität zu verbessern.  

Regulierungen für eine natur- und  tierschutzkonforme Jagd Wir fordern eine Verlängerung 

der Schonzeiten und eine Verkürzung der Jagdzeiten, um Wildtieren mehr Raum zur 

Reproduktion und Erholung zu geben und so ihr Wohlbefinden sowie die Artenvielfalt zu 

fördern.  

Des Weiteren setzen wir uns für ein Verbot tierschutzwidriger Jagd- und Trainingsmethoden 

ein, darunter den Einsatz von Fallen im Wald, die Nutzung von Schliefanlagen sowie die 

Abrichtung von Hunden an lebenden Tieren. Zusätzlich streben wir die Einrichtung jagdfreier 

Gebiete an, insbesondere in Natur- und Wildschutzgebieten, um diesen sensiblen 

Ökosystemen die Erholung zu ermöglichen.  

Schließlich fordern wir ein Abschussverbot für Hunde und Katzen, um den Schutz von 

Haustieren zu gewährleisten und Missverständnisse sowie Konflikte im Jagdbereich zu 

vermeiden. 

S. 68 

Wir setzen uns für hohe ethische Standards in der Wissenschaft ein. Tierversuche wollen wir 

auf das absolut nötige Minimum reduzieren und fördern verstärkt die Entwicklung von 

tierversuchsfreien Verfahren. Wir setzen uns für bundesweit einheitliche gesetzliche 

Rahmenbedingungen für Forschung und Industrie ein, um ethisch verantwortliche 

wissenschaftliche Forschung mit Versuchstieren klar zu regeln. 
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FDP 

S. 15 

Land- und Forstwirtschaft, Jagd und Umwelt  

Nachhaltige Produktivitätssteigerung – Landwirtschaft, Ernährung und Umwelt 

zusammendenken Machen wir Sachsen-Anhalt zum Vorzeigeland für eine nachhaltige 

Produktivitätssteigerung, indem wir eine fortschrittsfreundliche Haltung in Gesellschaft und 

Politik schaffen. Dazu müssen Innovationen fair bewertet werden, wobei zwischen 

potenzieller Gefahr und tatsächlichem Risiko klar unterschieden wird. Gehen wir 

selbstbewusst mit diesem Werkzeug um.  

Wir unterstützen aktiv technologische Innovationen: Digitalisierung, KI und neue 

Züchtungstechnologien bieten Lösungen für vielfältige Herausforderungen in der Agrar- und 

Ernährungswirtschaft. Zielkonflikte zwischen Ertrag und Ressourcenschutz werden 

entschärft, organisatorische Prozesse werden präziser und effizienter. Nutzen wir als erstes 

Bundesland alle Möglichkeiten, die uns das EU- und Bundesrecht bieten.  

Artenvielfalt und Tierwohl wollen wir in Wert setzen. Analog zum Emissionshandel sollen 

neue Bewertungsmodelle und Marktmechanismen entwickelt werden, um ökologische 

Leistungen ökonomisch zu erfassen und den klassischen Produktivitätsbegriff um den 

Verbrauch oder die Erzeugung natürlicher Ressourcen zur nachhaltigen 

Produktivitätssteigerung zu erweitern.   

Bürokratieabbau im Düngerecht und beim Pflanzenschutz: Ämter als Partner der Landwirte 

Geht echter Bürokratieabbau im Düngerecht und im Pflanzenschutz? Ja! Ämter sollen künftig 

vor allem Partner der Landwirte sein, um die Landwirte in den komplexen Förderstrukturen 

zu unterstützen und beratend zur Seite stehen. Die Ämter verstehen sich nicht primär als 

Kontrollinstanz, sondern als beratende Partner der Landwirte. Sie unterstützen die Landwirte 

von Beginn an dabei, Fehler zu vermeiden. 

S. 17 

Tiertransporte und Saatgut-Nachbau – Rechtssicherheit statt Überregulierung und 

Misstrauen Den Tiertransporterlass aus dem Jahre 2019 wollen wir abschaffen. 

Tiertransporte sind und bleiben ein Bestandteil der Nutztierhaltung. Durch 

unverhältnismäßige Auflagen des landeseigenen Tierschutzerlasses (Runderlass des 

Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft und Energie vom 22.05.2019) sind Tiertransporte 

zum Teil nicht mehr möglich, obwohl europarechtlich umsetzbar. Die Festlegungen der 

Verordnung Nr. 1/2005 des Rates vom 22. Dezember 2004 über den Schutz von Tieren beim 

Transport und damit zusammenhängende Vorgänge sichert den Tierschutz ausreichend ab. 

Die darüber hinausgehenden wettbewerbsverzerrend wirkenden Festlegungen lehnen wir 

Liberale ab. 
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S. 20 

Jagdrecht modernisieren und Wolf managen – Artenschutz und Nutztierschutz 

zusammenbringen Das Jagdrecht wollen wir weiter spürbar modernisieren. Um auf invasive 

Arten reagieren zu können, sind sie ins Jagdrecht aufzunehmen und deren Bestände zu 

managen. Auch andere Tierarten, die aufgrund des erfolgreichen Artenschutzes inzwischen 

stabile Populationen gebildet haben, müssen in Zukunft gemanagt werden, wie etwa die 

Saatkrähen oder der Wolf. Die Population des Wolfes muss so gemanagt werden können, 

dass Arten-und Nutztierschutz in unserer Kulturlandschaft dauerhaft gelingen. Dazu sind für 

den Wolf Populationsuntergrenzen festzulegen, die den günstigen ökologischen Zustand der 

Population nicht gefährden. Im Jagdrecht ist eine konsequente Trennung der Rechtskreise 

umzusetzen. Für die Rissbegutachtungen sind Verfahren zu suchen, die das Vertrauen der 

Weidetierhalter wiederherstellen. Wolfsangriffe und die daraus entstehenden Schäden 

wollen wir konsequent entschädigen. 

S. 19 

Wald zukunftsfest machen heißt: Freiheit vor Ort, Wissen aus der Praxis. Nachhaltiger 

Waldumbau gelingt mit Fachwissen, Akzeptanz und Verantwortung vor Ort. Wir denken Wald 

und Wild als Ökosystem, setzen auf situationsbezogene Lösungen mit Fachleuten und 

respektieren Entscheidungen der Jagdausübungsberechtigten im Revier. Fachbeiräte sollen 

breit mit Nutzer- und Interessengruppen besetzt werden, damit Maßnahmen fachbasiert 

sind, Konsens finden und umgesetzt werden. 
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BSW 

S. 82 

Eine wirksame Umwelt- und Tierschutzpolitik basiert auf Aufklärung und der Durchsetzung 

von Regeln. Dafür sind Bildungsangebote in Schulen sowie mobile Beratungsteams für 

ländliche Regionen notwendig. Gleichzeitig sind Tierquälerei und Verstöße konsequenter zu 

verfolgen und zu ahnden.   

Der Schutz unserer wertvollen Gebiete wie dem Nationalpark Harz oder dem 

Biosphärenreservat Drömling, Mittelelbe, Karstlandschaft Südharz und Saale-Unstrut-

Triasland ist Verpflichtung. Dazu zählen die Renaturierung von Mooren und Gewässern, die 

konsequente Umsetzung der Roten Listen für gefährdete Arten und der besondere Schutz 

von Bestäubern. Eine intakte Umwelt und der respektvolle Umgang mit Tieren sind die 

unverzichtbare Grundlage für die Zukunft des Landes. 

S. 85 

Würde endet nicht beim Menschen Tierheime und Veterinärämter benötigen eine erheblich 

bessere finanzielle und strukturelle Unterstützung, und Fördermittel müssen 

unbürokratischer vergeben werden. Zur Förderung von Adoptionen sollen Hunde aus 

Tierheimen dauerhaft von der Hundesteuer befreit werden. Eine bundesweite Pflicht zur 

Tierkrankenversicherung wäre ein weiterer Fortschritt. Sachsen-Anhalt sollte hier mit einer 

Initiative im Bundesrat vorangehen. Übergangsregelungen und soziale Staffelungen stellen 

sicher, dass auch einkommensschwache Halter nicht überfordert werden.   

Der Tierschutz muss als gesellschaftliche Verantwortung gestärkt werden. Das BSW steht in 

Sachsen-Anhalt für einen Tierschutz, der konsequent umgesetzt und wirksam kontrolliert 

wird. Qualzuchten sind entschieden zu unterbinden, tiergerechte Haltungsstandards strikt 

einzuhalten und Stallumbauten mit mehr Platz und besseren Bedingungen gezielt zu fördern. 

Schmerzvolle Eingriffe sind konsequent zu reduzieren und nur unter wirksamer Betäubung 

zulässig. Ziel muss eine Tierhaltung sein, die solche Eingriffe durch bessere 

Haltungsbedingungen überflüssig macht.  

Tierwohl ist Maßstab verantwortungsvoller Landwirtschaft. In Schlachthöfen braucht es mehr 

Transparenz und eine höhere Kontrolldichte. Unangekündigte Kontrollen sind auszuweiten, 

die Veterinär- und Lebensmittelüberwachung personell deutlich zu stärken und moderne 

Dokumentationsverfahren verbindlich einzusetzen. Der Einsatz von Videoüberwachung in 

sensiblen Bereichen soll unter strikter Wahrung von Datenschutz und Arbeitnehmerrechten 

ermöglicht werden, um Missstände wirksam zu verhindern und aufzuklären.  

Lange Tiertransporte bedeuten erhebliches Leid. Notwendig sind eine restriktive 

Genehmigungspraxis, intensivere Kontrollen und konsequente Sanktionen bei Verstößen. 

Darüber hinaus unterstützen wir Initiativen auf Bundesebene, die Transportzeiten verbindlich 

zu begrenzen. Wirksamer Tierschutz setzt ausreichend Personal und gut ausgestattete 

Behörden voraus. Deshalb sind zusätzliche Stellen, bessere Ausstattung und regelmäßige 
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fachliche Weiterbildung in den zuständigen Ämtern unerlässlich. Bei Tierversuchen ist der 

vorhandene rechtliche Spielraum konsequent auszuschöpfen. Genehmigungen sind streng zu 

prüfen, Alternativmethoden haben Vorrang und müssen gezielt gefördert werden. 

Perspektivisch streben wir den Ausstieg aus Tierversuchen in der Lehre an und setzen uns 

bundespolitisch für eine deutliche Reduktion auf das absolut notwendige Maß ein. Sachsen-

Anhalt soll für eine moderne Forschung stehen, die wissenschaftlichen Fortschritt mit 

ethischer Verantwortung verbindet. Dazu gehört die Abschaffung der wissenschaftlich nicht 

haltbaren Rasseliste. Ersetzt werden soll sie durch eine verhaltensbasierte 

Gefahreneinschätzung und einen verpflichtenden Hundeführerschein. Qualzuchten sind 

strenger zu kontrollieren und durch Rückzuchtprogramme zu beenden.  

Um das Problem freilaufender Katzen einzudämmen, wäre beispielsweise ein landesweites 

Kastrationsangebot möglich. Der Verkauf von Kleintieren in Baumärkten sollte verboten 

werden, um Tierleid durch Spontankäufe zu verhindern.  

Wir fordern zudem ein Verbot von Tierauftritten in Zirkussen. Die Haltung, der Transport und 

der Einsatz von Tieren zu Unterhaltungszwecken sind mit den Grundsätzen artgerechter 

Tierhaltung nicht vereinbar. Zirkusbetriebe können die biologischen und sozialen Bedürfnisse 

von Tieren nicht erfüllen, was regelmäßig zu Stress und gesundheitlichen Beeinträchtigungen 

führt. Daher soll der Einsatz von Tieren in Zirkusvorstellungen landesrechtlich untersagt und 

bestehende Genehmigungsverfahren entsprechend angepasst werden. Ziel ist es, Tierleid zu 

verhindern und tierfreie Formen der Unterhaltung zu fördern, die ethischen und kulturellen 

Ansprüchen unserer Zeit entsprechen.  

Die tierärztliche Versorgung in Sachsen-Anhalt ist strukturell gefährdet. Hohe psychische 

Belastungen und überdurchschnittliche Burnout-Raten im Berufsstand sind die Folge 

ökonomischer Zwänge, die eine patientenorientierte Behandlung behindern. Zur Lösung 

dieser Probleme soll das Veterinärwesen schrittweise zu einer öffentlichen Aufgabe werden. 

Hierbei ist zusätzlich eine personelle Aufstockung der Behörden unabdinglich. Tierärztliches 

Fachpersonal könnte dann als Angestellte des öffentlichen Dienstes mit tariflichen Gehältern 

und verlässlichen Arbeitszeiten tätig werden. Parallel dazu sollte das Land planen, die 

Verantwortung für den Betrieb von Tierkliniken zu übernehmen und diese flächendeckend 

als öffentliche Einrichtungen zu führen. Dieses Modell entlastet das Personal von 

administrativem und ökonomischem Druck, verbessert die Arbeitsqualität und sichert den 

Tierhaltern durch besser ausgestattete Einrichtungen eine zugängliche und hochwertige 

Versorgung.  

Unsere Ziele:  

• Tierheime und Veterinärämter finanziell und strukturell stärken  

• Tierheimhunde dauerhaft von der Hundesteuer befreien  

• Bundesweite Tierkrankenversicherung mit Sozialstaffelung vorantreiben  

• Rasselisten abschaffen, verhaltensbasierte Bewertung und Hundeführerschein einführen  

• Qualzuchten konsequent bekämpfen  



Menschen für Tierrechte 

• Landesweites Kastrationsprogramm für Katzen umsetzen  

• Tierauftritte im Zirkus verbieten  

• Öffentliche tierärztliche Versorgung stärken 

 

S. 82 

Wasser ist Gemeingut  

Der Schutz der Wasserressourcen ist eine zentrale öffentliche Aufgabe. Steigende 

Nitratwerte, zunehmende Trockenheit und häufiger auftretende Hochwasser gefährden 

gleichermaßen Landwirtschaft, Natur und Gemeinden in Sachsen-Anhalt. In Regionen wie 

der Börde und dem Jerichower Land werden die Grenzwerte für Nitrat im Grundwasser teils 

deutlich überschritten.  

Hauptursachen sind Überdüngung, intensive landwirtschaftliche Bewirtschaftung sowie 

unsachgemäße Lagerung organischer Stoffe. Das BSW fordert deshalb ein Landesprogramm 

„Sauberes Grundwasser“ mit verbindlichen Maßnahmen zur Reduzierung der Belastungen. 

Dazu gehören überarbeitete Hygienevorgaben in der Tierhaltung, proteinreduzierte 

Fütterung, verbesserte Güllelagerung, der Anbau Leguminosen zur Bindung von Stickstoff 

und Nitrat im Boden sowie ein landesweites Düngemittel-Monitoring. Schulungen und 

gezielte Förderung nachhaltig wirtschaftender Betriebe müssen diese Maßnahmen 

flankieren.  

S. 80 

 Eine solidarische und ökologische Agrarpolitik, die Böden schützt, regionale Kreisläufe stärkt, 

Wasserressourcen bewahrt, regionale Kleinbauernstrukturen unterstützt, Permakulturen und 

Agroforstkulturen fördert und Wissen teilt, kann Sachsen-Anhalts Landwirtschaft krisenfest, 

produktiv und sozial gerecht gestalten. Sie sichert das Gemeinwohl und eine nachhaltige 

Ernährungssouveränität. 

S. 81 

Daher sollten das Landesjagdgesetz und das Landesfischereigesetz im Hinblick auf 

Entbürokratisierung, Digitalisierung, Transparenz und Anpassung von 

Organisationsstrukturen neu gefasst werden. Die zu erwartende Anpassung des 

Bundesjagdgesetzes zur Aufnahme des Wolfes in das Jagdrecht soll zügig im 

Landesjagdgesetz umgesetzt werden. Ein modernisiertes Jagdrecht ist zudem notwendig, um 

Wildbestände effektiv zu managen und die Waldverjüngung zu sichern. Ergänzend fordern 

wir die verstärkte Förderung der Holzverwendung im Bauwesen, um die regionale 

Wertschöpfung zu stärken und einen aktiven Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. 


